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Die Londoner Mottenkonkerenz
Frankreich « Kolonialflotte — Spanische Großkampf-

schiffe — Flvttenabrüstung und Völkerbund
WTB . London, 23. Jan . (Tel .) Die Blätter veröffentlichen

ausführliche Berichte über die gestrigen Vorbesprechungen der De¬
legationen.

„Daily Herald " meldet : Gestern wurden zwar naturgemäß
keine Entscheidungen getroffen , aber die verschiedenen privaten Un -
terredungen zeiligten sehr gute Ergebnisse. Eine ganze Anzahl
von Mißverständnissen wurde beseitigt. Man scheint jetzt allge-
mein der Ansicht zu sein, daß eine auf der Konferenz zustande-
kommende Konvention nach einer ziemlich geringen Zahl von Iah -
ren einer Revision unterworfen werden soll . Die italienische
These ist vielleicht die einfachste von allen . Italien wünscht in
Kreuzern Parität mit Frankreich zu haben, mit der sich die Fran -
zosen in Washington grundsätzlich einverstanden erklärt hatten
und die heutzutage annähernd vorhanden ist. Im übrigen aber
wünscht Italien bei Aufrechterhaltung des Grundsatzes der Pa -
rität eine so geringe Kreuzerstärke wie möglich, um Geld für
leine innere Entwicklung freizubekommen, die Franzose « aber be-
stehen darauf , daß die Ausdehnung ihrer Küsten und ihr Kolo-
iiiialreich eine gewisse Mindeststärke erfordert , die mit der Stärke
anderer Mächte nichts zu tun habe.
, „Daily Telegraph " meldet, Spanien habe eine „Bombe mit Zeit -

»Ander " in die Konferenz hineingeworfen , und die Delegiertentänden infolgedessen bei ihrer Erörterung über die Zukunft der
Schlachtschiffe einer ganz neuen Lage gegenüber . Während Groß -
dritannien vorschlägt, neuen Schlachtschiffen eine Tonnage von
23—25000 Tonnen mit 12zölligen Geschützen zu geben, beabsich -
igt die spanische Regierung den baldigen Bau von Schlachtschiffen
nit mehr als 25000 Tonnen Verdrängung und lozölligen Ge-'
chützen . Die spanische Flotte werde in einigen Jahren stärkerein als seit Generationen . Schiffe dieser Art würden einen
>anz neuen Faktor in die bisherige Schlachtschiffsituation einfüh -
:en, besonders da die Bauart dieser Schiffe ebenso neue und um -
ŵälzende Eigentümlichkeiten aufweisen wird wie das deutschePan -
Verschiff „Ersatz Preußen " .
, Nach französischer Ansicht wird das Ende des Stadiums der
Vorbesprechungen und die eigentliche Inangriffnahme der Haupt -

r
"

robleme nicht vor nächster Woche möglich sein, vielleicht weil Tar -
icu unter Umständen nach Paris fahren muß , um mit dem

Präsidenten der Republik und seinen Kabinettskollegen zu bera -
teil . Der Korrespondent führt weiter aus : Es wird sorgsam über -
legt, wie die Londoner Konferenz zur vorbereitenden Abrüstungs -
Kommission und zur Abrüstungskonferenz des Völkerbundes in Be¬
gehung gebracht werden soll. Ein Vertrag , der beide Gremien
äteinander in Zusammenhang bringen würde , wäre für die
merikaner unannehmbar , und ein Vertrag , der es nicht täte ,önnte leicht vom französischen Parlament auf Ablehnung stoßen.

Das Reichskabwett zum Haager Ergebnis
Die Vonnggesetze

r Das Reichskabinett beschäftigte sich am Mittwoch , wie ge -
^tneldet , unter dem Vorsitz des Reichskanzlers mit dem Gesamt -
Ergebnis der Haager Konferenz . Es nahm zunächst die Be -
ftcichte des Reichsministers des Auswärtigen , vr . Cnrtius , des
>Reichsministers für die besetzten Gebiete , Or . Wirth , und des^Reichsministers der Finanzen , vr . Moldenhauer , entgegen .

An die Berichte schloß sich eine Aussprache , in deren Ver -
auf der Reichskanzler im Namen des Kabinetts der deutschen
Delegation für ihre Tätigkeit seinen Dank aussprach und auch
)en beteiligten Beamten für ihre Mitarbeit Worte der An -

Erkennung widmete . Abschließend konnte der Reichskanzler die
völlige Übereinstimmung der Reichsregierung mit der Ver -
Handlungsführung der Delegation und die einmütige Villi -
gung der im Haag erzielten Ergebnisse feststellen .Die entsprechenden Gesetzesvorlagen werden auf Grund des
Kabinettsbeschlusses so rechtzeitig dem Reichsrat zugeleitetwerden , daß seine Beratungen Anfang der nächsten Wochebeginnen können .

Die Bombenprozesse voraussichtlich in Altona
, Die Voruntersuchung in der Bombenwerserasfäre , die gegenl8 Angeschuldigte geführt wurde , ist geschlossen worden . Wie
>as „B . T .

" erfährt , wird die Strafkammer Berlin voraus -
ichtlich für unzuständig erklären . Der Prozeß wird wahr -
cheinlich vor dem Schöffengericht Altona zur Verhandlungommen , In dem einzigen Bombenanschlag in Berlin auf das

Reichstagsgebäude sind die Täter nicht ermittelt worden . Ir¬gendwelche Anhaltspunkte zwischen den Angeklagten in diesem
herfahren mit dem Attentat gegen den Reichstag besteht nicht .größte Teil der Bombenattentäter ist geständig . Der Pro -zeß wird daher keine besonders großen Ausmaße annehmen .

Jf ilfcl" ftun0 s« r Byrd in Aussicht genommen2^ Jan . (Tel .) „Reio-York Times " berich-
in lvw or ? yrd-ELpedition : Byrd wird einen wetteren

ittonLfc Ebringen müssen, falls das Roßmeer
anderlvelUge Hilfe nicht erhältlich ist.Die EiSverhaltnisse im Roßmeer werden als aukeroewöbn .N geschildert , so daß möglicherweise weder die . City ^>f New0 °rk noch die „ Eleanor Dolling " durch das Packeis zu derschätzungsweise 625 Meilen entfernten Eisbarriere werden vor -nngen können . Der New Uorker Vertreter Byrds hat deshalbD epartement gebeten . Schritte zur Unterstübungäu unternehmen . Das Staatsdepartement hat bereits

te ' m" ! ,Hilfeleistung für Byrd durch englische und nor -
fen re « alfanger . die sich im Rotzmeer befinden , zu errei -
gen . Entscheiden ist. daß Byrd instand gesetzt wird . Ltttle« menca vor dem 20. Februar zu verlassen .

Letzte Nachrichten
Die « atikzierung des . .Neuen planes"

Voraussetzung für die Räumung
M . Berlin , 23. Jan . (Priv .- Tel .) In politische« Kreise «

wird damit gerechnet, daß der Reichsrat in der nächste»
Woche die gesamten Owen - Uoung - Gesrtze und waS
alles dazu geHort erledigt . Dan » würde der Reichst « « am
4. oder 5. Februar die Gesetze zugeleitet bekomme«. Ma » rech-
» et damit , daß die Erledigung in den Ausschüsse» u»d im Ple -
» um ungefähr 14 Tage in Anspruch nehmen wird, wobei
man darauf hinweisen kann, daß selbst der Dawesplan , der
damals etwas vollständig Neues darstellte und auch mit de»
Gesetze» über die Reichsbahn und Reichsbank einige Schwie -
rigkeiten hervorrief , in 12 Tage » verabschiedet werden konnte.
Die Ratifizierung durch Deutschland wäre sonach schon
am 20. Februar möglich .

Da die Franzosen der Überzeugung sind, baß sie trotz
ihrer Beteiligung an der Londoner Seeabrüstungskonferenz
im Februar noch die Ratifizierung durch das Parlament vor-
nehmen können, und da ferner bei England und Bel >
g i e n überhaupt keine Schwierigkeiten zu erwarten sind, würde
also spätestens bis 1 . März die internationale Rati -
fizierung erfolgen können. Dan » müßte allerdings die
Internationale Bank gegründet werden, was immer -
hin einige Wochen dauern , spätestens aber Ende März erledigt
sein wird, so daß die B o r a u s s e tz u n g e n für die R ä u -
m u n g des besetzten Gebietes erfüllt sein werden . Diese muß
dann verabredungsgemäß innerhalb eines Vierteljahres voll -
zogen werde-

Krediterschleichuug strafbar
M . Berlin, 23. Jan . (Priv .-Tel .) Im Rechtsausschuß deS

Reichstags wurde heute von dem Abg. Wuuderlich (D . Vp.) die
Einführung eines neuen Deliktes vorgeschlagen. Es handelt sichUm Krediterschleichung, die strafbar sein soll, wenn bei wahrheits «
gemäßer Angabe der Tatsachen ein Kredit nicht gegeben worden
wäre . Es wird eine Gefängnisstrafe bis zu 1 Jahr vorgeschlagen.Die Angelegenheit wurde einem Unterausschuß übergeben .

Polens Heeresbudget
WTB . Warschau , 23. Jan . ( Tel . ) Im Haushaltsausschußdes Sejms wurde gestern das Heeresbudget besprochen . Der

Berichterstatter , Fürst Czetwerthnski (Nationaldemokrat ) be-
merkte , der Ausgabenanschlag belaufe sich auf 837 Millionen
gegenüber 689 Millionen im Jahre 1924. Trotz der Steige -
rung von 150 Millionen ser das Budget ungenügend , da die
Bedürfnisse der Armee bedeutend höher wären . Der sozial -
demokratische Redner , Abg. Pajonk , gab der grundsätzlichen
Forderung der polnischen Sozialisten Ausdruck , allmählich zureinjährigen Dienstzeit überzugehen . Der Bauernabgeordnete
Dombski beklagte sich über die massenhaften Pensionierungen
meist junger Offiziere , so daß es in Polen schon 28jährige
Offiziere im Ruhestand gebe.

Ghaudis extremer Standpunkt unverändert
WTB . London , 23. Jan . (Tel . ) Der Sonderkorrespondentdes „Daily Expreß " in Ahmedabad meldet , Ghandi habe ihmin einer Unterredung erklärt : Die große Kraftprobe «st jetzt

gekommen . Die weiteren Ereignisse hängen völlig von der
britischen Regierung ab , denn unter keinen Umständen werden
wir jetzt oder in Zukunft an irgendeiner Konferenz teilneh -
men , wenn diese nicht einberufen ist, um über die völlige Loö -
lösuug Indiens von Großbritannien zu beraten . Die Stim -
mung im indischen Volke ist beunruhigend , es ist eine Neigung
zu Gewalttätigkeiten erkennbar , die ich vielleicht nicht im Zaumhalten kann . Dennoch hoffe ich , daß sich der Geist des Ver -
zichte? auf Gewaltanwendung diesen Kräften überlegen zeigenwerde .

*
WTB . Labore, 23. Jan . Die Inder Chandra Bose und Kiran -

sankar Roy und zehn andere Mitglieder der Provinzialversamm -
lung der Provinz Bengalen sind wegen Aufwiegelung und Beteili¬
gung an einer Verschwörung zu 1 Jahr Zwangsarbeit verurteilt
worden . Bose ist Borsitzender, Roy Schriftführer der Provinzial -
Versammlung . Die Anklage stützt sich auf Borgänge im Zusam -
menhang mit der seinerzeit in Kalkutta veranstalteten Feier , des
sogenannten Tage ? der politischen „Blutzeugen ".

Bolksirauertag am 16. März . Der Ausschuß für die Festsetzungeines Volkstrauertages in Berlin hak beschlossen, den Volkstrauer -
tag zum Andenken an die im Weltkrieg Gefallenen auch in diesemJahr am fünfteil Sonntag vor Ostern (16. März ) in ähnlicherWeise zu begehen wie in den Vorjahren . Der Ausschuß setzt sichaus Vertretern der drei Religionsgemeinschaften und von großen
Körperschaften und Verbünden zusammen.

Da -s Verivaltnngsgericht des Völkerbundes hat das deutscheMitglied Dr. Frölich zum Präsidenten gewählt .
über Arbeitslosen - und Kommunistenkrawalle wird auSPole « berichtet.

Zum Grenzlandnotprogramm
und zur Moknungsnot

Von Bürgermeister Adolf Gremmelspachcr , Villingen
Der Verfasser ersucht uns um Aufnahme der

folgenden Anregung . Wir drucken sie gerne ab,
ohne damit den Ansichten und Entschlüssen der
badischen Regierung vorgreifen zu wollen .

Red .
Wie wir alle wissen , hat uns der Reichsrat besucht und

hat so viele Vorschläge empfangen , daß er sicherlich nicht
mehr weiß , welche Vorschläge der allgemeinen Not und
welche der wirklichen Grenzlandnot abzuhelfen berufen
sind . Es dürste also angebracht sein, unter der Fülle des
Unwesentlichen , recht oft sogar Unberechtigten (wenn wi ?
an die Not der „Grenze " denken) , ein Problem heraus -
zuHeben , das von wirklicher Bedeutung ist und eine be-
sondere Folge des Krieges , der Grenzverschiebung und
Grenzlage darstellt . Das ist die Wohnungsnot .

Die Wohnungsnot ist in Baden nicht nur in dem
Maße gestiegen , wie sie es infolge des Krieges und der
Stockungen durch die Inflation überall ist, sondern in
gewaltigem Umfang darüber hinaus .

Es ist allgemein , vielleicht sogar in Berlin , bekannt ,
daß der größte Teil der aus dem Elsaß Ausgewanderte «
oder Ausgewiesenen sich im Lande Baden niedergelassen
hat . Bis in die fernsten Schwarzwalddörfer sind si#
hinausgezogen . Soweit es möglich war , sind sie alle all -
mählich wieder in die Städte hineingewandert .

Die Gründe des Verbleibens einer so großen Zahl
Verdrängter in Baden sind einmal der Wunsch, möglichst
nahe ihrer alten Heimat zu sein, zum andern die ver -
wandtschastlichen und geschäftlichen Beziehungen , die ge-
rade mit Baden besonders lebhafte waren .

So ist in Baden eine Belastung des Wohnungsmark »
tes weit über das allgemeine Maß hinaus eingetreten ,
und diese Belastung ist bis heute nicht ausgeglichen . Das
Reich hat in dieser Angelegenheit so wenig getan , daß
man ruhig sagen darf , es hat nichts getan . Es sei denn ,
daß man die gesetzliche Gleichstellung der Ausgewiesenen
mit den Vorzugsberechtigten als eine wirkliche Tat an -
sieht , die eine Lösung brachte. In Wirklichkeit ist das
eine an sich berechtigte Maßnahme , ohne die notwendige
Konsequenz , nämlich zu dieser Abwälzung der Verpflich-
tungen auch die Mittel zur Wohnungsbeschaffung zu
geben .

Hier liegt nun eine Möglichkeit vor , großzügige und
wirtschaftlich nützliche Grenzlandshilfe zu treiben . Das
Reich stelle Mittel für den Wohnungsbau zur Verfügung ,und zwar Mittel , die speziell dafür bestimmt sind, di«

'
entstandene Mehrbelastung auf dem Wohnungsmarkt
auszugleichen . Mittel , die nicht in kurzem wieder heim-
geholt werden können , sondern unwiderruflich gegebene.

Auch das Land dürste diese Mittel nicht in kurzfristiger
Darlehenshingabe verwenden , sondern in einer Weise,
die nicht etwa von eigenen Finanzrücksichten geleitet ist,
sondern den Wohnungsbau wirklich fördert . Ich möchte
aber hier über Methoden der Wohnungsbaufinanzierung
nicht weiter reden ; es dürfte genügen , dieses Problem
zu streifen .

Mit dieser Förderung des Wohnungsbaues würde ein-
mal der übermäßige Druck auf den Wohnungsmarkt , der
so manche mittelbare Schäden mit sich bringt und die
Finanzen des Staates und der Gemeinden in vielfacher
Hinsicht so stark belastet , erleichtert werden . Gleichzeitig
wäre aber damit verbunden eine wirtschaftliche Allge-
meinbelebung von größter Bedeutung , denn gerade die
Förderung der Bautätigkeit ist ein Belebungsmittel , das
fast in alle Kanäle des Wirtschaftslebens sich hinein er-
gießt . Gleichzeitig ist mit dieser Geldverwertung noch
der Vorzug verbunden , daß dauernde Werte geschaffen
werden .

Es sollte daher die dringende Forderung gestellt wer -
den . gerade für den Wohnungsbau außerordentliche , nicht
mit der normalen Wohnungsbauförderung zusammen -
hängende Mittel zur Verfügung zu stellen.

Allerdings sollten die notwendigen Entschließungen
und Vorbereitungen so rasch getroffen werden , daß mit
dem Frühjahrsbeginn bereits disponiert werden kann,
damit man nicht wieder erleben muß , wie es bei den
Wohnungsbaufinanzierungsprogrammen des Reiches bis -
her meist der Fall war . daß sie erst fertig wurden , wenn
die halbe Bausaison vorbei war .

Mit der Beitage : 10. Amtlicher Bericht über die Verhandlungen des Badischen Landtags



Vsdiscke GebSudeversickerungsanstalt
Tie Brandstiftungen

Der Geschäftsbericht für 1929 führt u . a . aus :
Obwohl der Grundschaden (Vorkriegspreise ) des Jahres 1928auf 146,6 Proz . des Gru -nbschabens von 1927 gestiegen war ,glaubte der erweiterte Verwaltungsrat in der Tagung vom16 . Januar 1929 nach eingehender Prüfung doch die Um-

läge für 1928 auf 14 Jltf belassen und den Fehlbetrag denReserven entnehmen zu sollen . Ist doch der Reservefonds dazubestimmt , besondere über den Durchschnitt gehende Schadens -
stoße aufzufangen . Dabei ging man aber auch von der Er -
Wartung aus , daß das folgende Jahr 1929 einen so hohenSchaden wie 1928 nichr mehr bringen , sondern auf einen nor -maleren cchadensstanö heruntergehen werde . Der Gesamt -schaden 1929 mit vorläufig 8 960 667 X)l beträgt 90,23 Proz .des endgültig errechneten Gesamtschadens 1928.

Die starke Kälte , die zu Beginn des Jahres 1929 eingesetzthat , ließ Wasserzu - und -ableitungen in großer Zahl ein -
frieren . Das Auftauen eingefrorener Leitungen verursachtevielfach Brandschäden , z. T . erheblicher und totaler Art . Häu¬fig drängt sich die Überzeugung auf , daß der durch Fahrlässig -keit beim Auftauen verursachte Brandschaden keineswegs un -willkommen war .

Die gewitterreiche Sommerzeit des Jahres wies erheblichmehr sogenannte kalte Blitzschläge auf als sonst, die , ohnezu - zünden , Schaden verursachten . Auch hier wird man das
Gefühl nicht los , besonders wenn es sich lediglich um zer -
brochene Dachziegel und dgl . handelt , daß eher ein Sturm den
Schaden verursacht , hat , als ein nicht zündender Blitz . Meistwaren aber Zeugen vorhanden , die sogar in der Lage waren ,zu behaupten , sie hätten den Blitz einschlagen sehen , so daßeine Ablehnung der Entschädigung nur selten möglich war .In einzelnen Fällen ließ man es auf gerichtliche Entscheidungankommen .

Säge - und Holzbearbeitungswerke sowie Ziegeleien weisenauch 1929 eine auffallende Zahl von Brandschäden auf . Das
Jahr 1929 verzeichnete 2 Ortsbrände erheblicheren Umfaiigs ,Liedolsheim und Bettmaringen .

Unbewohnte , baufällige , reparaturbedürftige , schlecht ver -
käufliche Gebäude , auf denen amtliche Reparaturauflagen lie -
gen , werden am besten verwertet durch Abbrennen . Vielfachstehen Anwesen im gemeinsamen Eigentum Mehrerer . Das
führt begreiflicherweise zu Reibereien , Schwierigkeiten und
Konflikten . Die einfachste Lösung und Teilung derartigen ge-
meinsamen Eigentums bewirkt ein Brand . Eine Staatsanwalt -
schaft berichtete für das Jahr 1928, daß in weiten Kreisen der
Bevölkerung die zur Entdeckung des Brandstifters ausgesetzten
Belohnungen ohne Wirkung bleiben . Wer schon einmal angezün¬det habe , schweige, wer noch vorhabe , anzuzünden , schweige eben -
falls . Dritte fürchten sich vor Rache und schweigen auch . Eine
andere Staatsanwaltschaft benennt direkt einzelne Gemein -
den , in denen es Jahr für Jahr brenne und nimmt an , daß
mindestens ein Drittel der vorgefallenen Brände auf vorsätz¬
liche Brandstiftung zurückzuführen ist . In einer Gemeinde
b̂estehe der begründete Verdacht , daß eine Bauhandwerkers -

jfamilie an den Bränden dieser und einiger Nachbargemeinden
nicht unbeteiligt sei , um Arbeitsgelegenheit zu erhalten . Eine
Überführung war bis jetzt nicht möglich .

Nicht selten hört man sagen , die zahlreichen Brände seien
darauf zurückzuführen , daß die Gebäudeversicherungsanstalt
zu gut entschädige . Nun hat aber die Gebäudeversicherung ^
anstatt nach Vorschrift des Gesetzes für den ermittelten Ver -
Kcherungswert aufzukommen , soweit der schaden reicht . Der
Versicherungswert steht gleich den ortsüblichen Neubaukosten
abzüglich der durch Alter , mangelhafter Bauunterhaltung usw .
.eingetretenen Wertsverminderung , der Entwertung . Wenn'
diese Entwertung bei der Einschätzung seinerzeit nicht richtig
erfaßt ist, bzw . wenn seit der Einschätzung ein zur langer Zeit -
itaum verstrichen ist, so entspricht der Versicherungswert aller -
idings nicht mehr dem tatsächlichen Bauwert , sondern ist zu
$ och-

Eine durch Brandstiftung vorsätzlicher oder fahrlässiger Art
verursachte so erhebliche Vergeudung des Volksvermögens in
ernsten und schwierigen Zeiten kann nicht genug bedauert und
gerügt werden .

>' Der frühere Kaiser hat gegen die „Berliner Morgenpost "
Privatklage wegen Beleidigung erhoben . Die Klage Wil -
chelms II . stützt sich auf die Behauptung des Blattes , daß er
seinerzeit an der Kruppschen Fabrik finanziell beteiligt ge-'Wesen fei und deshalb besonderes Interesse an den Armeeauf -
trägen bei Krupp gehabt habe .

Lichtneuigkeiten aus Barcelona
' Die Weltausstellung in Barcelona verdankt ihren Ruhm zueinem nicht unwesentlichen Teil den großartigen , mit verschwen-
denscher Pracht ausgestatteten Lichtdekorationen des riesigen Aus -
stellungsgeländes , dessen Paläste sich in höchst eindrucksvoller Weiseum AbHange des Montjnich aufbauen und mit der unendlichen
Mannigfaltigkeit , der beständig wechselnden Anleuchtung der Ge-
bäude, den überaus kunstvollen, zahlreichen Wasserspielen und
vielen Lichtmonumenten ein außerordentlich dekoratives Bild dar -
bieten.

Innerhalb der Ausstellung ist von der Asociaciön Espaüolade Luminotecnia eine großzügig ausgebaute besondere Lichtaus-
stellung geschasfen worden, für deren wissenschaftlichen Teil das
Lichttechnische Institut der Technischen Hochschule Karlsruhe sein
umfassendes Demonstrationsmaterial zur Verfügung gestellt hat .In dieser Ausstellung , die mehr als ISA) Quadratmeter umfaßtund außerordentlich regen Besuch von feiten der Ausstellungs -
besucher aufweist , sind am 13. und 14 . Januar zwei Sitzungen vonder spanischen lichtwirtschaftlichen Gesellschaft veranstaltet worden,an denen eine Reihe von lichttechnischen Sachverständigen aus den
verschiedenen Ländern Europas teilnahmen , die sich aus anderer
Veranlassung gerade in Barcelona befanden und den spanischen
Mitgliedern der Gesellschaft in verschiedenen Referaten über die
Lichtentwicklung in den einzelnen Ländern Europas berichteten.
Nach den Referaten von Mitgliedern der spanischen Gesellschaftüber Aufbau und Zweck der Ausstellung gab zunächst HerrMaisonneuve (Paris ) namens der ausländischen Gäste der Gesell-schaft ein Generalreferat über die Entwicklung der Lichttechnik in
Europa . In diesem Referat wurde des Lichttechnischen Institutsmit folgenden Worten gedacht :

„Eine ganz besondere Erwähnung verdient das LichttechnischeKnstiwt der Technischen Hochschule Karlsruhe , welches ein einzig-
artiges Zentrum der lichttechnischen Ausbildung in der Welt ist.Ts wird mit großem Erfolge von Herrn Prof . Dr. I . Teichmüller
geleitet, dem die Lichtausstellung in Barcelona , wie Sie wissen,:ine sehr reiche Auswahl von wissenschaftlichen Demonstrationen
»erdankt.

"
Am zweiten Tage wurde in dem Spezialreferat über Deutsch-land von dem deutschen Referenten naturgemäß nochmals auf die

erfolgreiche Arbeit des Lichttechnischen Instituts hingewiesen. Die
Veranstaltung wurde von dem Präsidenten der spanischen Gesell-schaft, Herrn Germsn de la Mora , mit dem Hinweis darauf ge-
schloffen , daß auch in Spanien mit allen Kräften eine gleiche er-
folgreiche Lichtentwicklung wie in den anderen Ländern Europasangestrebt werden müsse, um dem Licht auch in Spanien die ihmvolkswirtschaftlich zukommende wichtige Rolle zuzuweisen.

Die Tödne in d < r Textilindustrie
Der Landesverband der bndischen Textilindustrie veröffent -licht folgendes : •
Am 16 . Januar 1930 tag .e im « aal • der '

HandelskammerFreiburg die Mitgliederversammlung de? Landesverbandes derbadischen Textilindustrie und des Verbandes Süddeutscher Tex .tilarbeitgeSer . Neben den Regularien stand ans der Tagesord¬nung als wichtigster Punkt die Stellungnahme zur Lohi'.fragk .Nachdem der bisherige -Tarif durch baS Reichsarbeitsgerichtfür ungültig erklärt worden war , sind die bisherigen Löhnezwar zunächst noch stillschweigend weiter bezahlt worden ; eshat sich aber im Lanze des letzten Halbjahres immer deutlicherherausgestellt , daß zur Aufrechterhaltung der Absatzmöglichkeiteine Entlastung der deutschen Herstellungskosten in der Tertil -Industrie unbedingt eintreten muß . Nach Erschöpfung allerübrigen Mittel kann diese Senkung auch vor den Lohntarifennicht mehr Halt machen . Tie ausländischen Nachbarindnstrien ,deren Angebote auf dem deutschen Markt den gegenwärtigenunerhörten Druck auf die Verkaufspreise der Industrie herbei -geführt haben , arbeiten mit wesentlich niedrigeren Lohnkosten ,bis zu 50 Proz . niedriger als in Deutschland . Dazu kommenfür Deutschland die wesentlich unfreieren Arbeitsbedingungen ,doppelt fo^ hoher Zins für Betriebskapital und die wesentlichhöheren Sätze der « -- teuern und sozialen Lasten . Um dieseVorbelastungen auszugleichen , genügt der der deutschen Ter -tilindustrie belassene Zollschutz in keiner Weise .Die Versammlung nahm mit Bedauern davon Kenntnis , daßdie deutsche Reichsregierung die gerade von der badischen Grenz -landsindustrie dringend benötigte und geforderte Verbesserungdes Zollschutzes, besonders gegenüber dein Elsaß und Frank -reich abgelehnt hat . Diese ablehnende Stellung der deutschenRegierung ist zweifellos milveranlaßt worden durch die Stel -luugnafpne der Textilgewerkschaften selbst , die , ohne Rücksichtauf die Interessen der Textilarbeiter , diese Verbesserung desZollschutzes bekämpft haben .
Die badischen Textilindustrien haben daher schließlich, alsalle anderen Mittel erschöpft waren , den Gewerkschaften einenAbbau des Tariflohns vorschlagen müssen . Bedauerlicherweisescheinen die Gewerkschaften vor der üblen Situation der In -

dustrie , die jeder Arbeiter in seinem Werk täglich fühlt und
sieht , die Augen zu verschließe « : Anders kann es nicht er -klärt werden , daß in diesem Augenblick die Gewerkschaftenglaubten , sogar mit neuen Lohnerhöhungsforderungen hervor -treten zu können , die allein im Ecklohn Über 14 Proz . und im
einzelnen bis zu 46 Proz . gegenüber dem letzten Lohn betra -
gen ! Die Versammlung der Textilindustrie bedauerte , daß un -ter solchen Umständen irgendeine Verständigung mit den Ge -
werkschaften gänzlich ausgeschlossen erscheint . Wie die vor --
genommenen vertraulichen Erhebungen ergaben , ist, wenn der
Industrie die notwendige Entlastung nicht bald zuteil wird ,mit der Stillegung noch zahlreicher weiterer Betriebe , sowiemit weiteren starken Produktionseinschränkungen zu rechnen .Die Versammlung billigte das Vorgehen des Vorstandes , derunter diesen Umständen die Frage der künftigen Lohngestal -
tung dem Schlichter für Südwestdeutschland unterbreitet hat .

*
Zu diesen Mitteilungen des Arbeitgeberverbandes wird vomChristlichen Textilarbeiterverband folgendes erklärt :
1 . Die Ungültigkeitserklärung des Lohntarifs für die badische

Textilindustrie ist nur erfolgt , weil das Reichsarbeitsgericht ineiner Prozeßsache entschied, daß dieser Lohntarif angeblichnicht rechtswirksam zustande gekommen sei . Dieser juristischeMangel hätte leicht behoben werden können , wenn der Arbeit -
geberverband dazu bereit gewesen wäre .2. In manchen Textilbetrieben des badischen Landes ist denArbeitern trotz erhöhter Leistung durch Rationalisierung und
Bedienung von mehr Maschinen und mehr Spindeln der Ak-
kordlohn beschnitten worden . Diese Maßnahmen haben mitden Anlaß gegeben , daß von den Gewerkschaften zwecks neuen
Verhandlungen an den Arbeitgeberverband herangetreten und
neue Forderungen gestellt wurden .^3. Es ist falsch , daß J )ie Regierung alle Erhöhung der Tex -
tilzölle abgelehnt hat . Sie hat im Gegenteil in ihrer Gesetzes -
Vorlage Zollerhöhung auch für die Baumwollindustrie gefordert .
Auch der Reichswirtschaftsrat wie. der Reichstag haben bei Be -
ratung der Vorlage einer Erhöhung der Textilzölle zugestimmt .
Im handelspolitischen Ausschuß des Reichswirtschaftsrateswurde die Beratung und Beschlußfassung dieser Vorlage bis
zum Wiederzusammentritt vertagt .

4. Es ist falsch, daß der christliche Textilarbeiterverband alle
Erhöhungen der Textilzölle bekämpft hat . Er hält vielmehrden notwendigen Schutz der heimischen Arbeit auch durch eine
angemessene Erhöhung der Zölle für geboten .

5. Nicht nur die deutsche Baumwollindustrie ist ungenügend
beschäftigt . In allen Ländern mit stärkerer Baumwollindustrie
sind große Absatzschwierigkeiten vorhanden , die zn einer bedeu -
tenden Einschränkung der Produltion und zu Arbeiterentlas -
sung geführt haben .

Erdbeben im Lahngebiet
MTB . Frankfurt a . M ., 23. Jan . (Tel . ) Im Lahngebiet ist

gestern abeitd gegen 10 Uhr ein Erdbeben verspürt worden , das
von einem donnerähnlichcn Rollen begleitet war . Aus verschie-
denen Lahnorten wird gemeldet , daß in den Wohnungen der
Fußboden und die Wände zu beben anfingen und daß die
Bewohner von einem Lärm , ähnlich dem beim Vorüberfahren
schwerer Lastautos auf der Straße , aus dem ersten Schlaf ge-
weckt, aus den Häusern liefen . Die Ursache des Bebens , das
in nordöstlicher Richtung verlief , soll in Erdrutschen im Ge -
birge zu suchen sein . Auf dem Taunusobservatorium hat der
Seismograph das Erdbeben so minimal verzeichnet , daß der
Ausschlag auf dem Streifen kaum sichtbar war . Dagegen ver -
zeichnet der Seismograph auf dem Königstuhl bei Heidelberg
um 9K Uhr einen Ausschlag von einem Millimeler .

Bravourstück eines Funkers
WTB . Paris , 23. Jan . (Tel . ) Die „Chicago Tribüne " berichtet

ans New York , der technische Leiter der Coiumbia -Radiostalion
habe in dem Augenblick, in dem die Rede des englischen Königs
zur Eröffnung der Londoner Abrüstungskonferenz verbreitet wer-
den sollte, festgestellt, daß die Kabel gebrochen waren . Da keine
Zeit mehr übrig war , um eine Reparatur vorzunehmen , habe er
kurz entschlossen seinen eigenen Körper als Kabel benutzt. Er habe
mit beiden Sünden die Enden der elektrischen Leitung angefaßt
und, trotz des 250 Volt starken Stromes und der dadurch verur -
sachten geivaltigen Schmerzen , bis zur Beendigung der Rede durch-
gehalten ; seine Hände seien stark verbrannt .

Wie über Buenos Aires gemeldet wird , ist das_ deutsche
Motorpassagierschiff „Möwe Cervantes " der Hamburg -Südameri -
konischen Dampfschiff «hrts -Gesellschaft in der Magalhaesstraße
auf einen Felsen aufgelaufen . Die Passagiere , darunter etwa 400
Vergnngungsreisende , konnten wohlbehalten an Land gebracht
werden . •

Bei Cleveland , unweit des Städtchens Berea , wurde ein
Autobus von einem Personenzug der New Dork- Eentral - Bahn
erfaßt . Zehn Kinder und der Führer des Autobusses wurden
auf der Stelle getötet .

Selbstverwaltung in Not
Von Bürgermeister Dr. jur . Dr. phil . Horster , Waldshut

II .
Wohin diese Reise gehen soll, das steht nicht einmal mehrzwischen, sondern in den Zeilen der Ausführungen , die an -läßlich der Tagung des Reichsverbandes der Deutschen Indu¬strie von einem sehr maßgebenden Wirtschaftsführer gemachtworden sind, und die dahin lauten , daß zur Kontrolle derösssntlichen Finanzwirtschaft eine besondere Abteilung beimReichssinauzministerium geschasfen wird , der die kommunaleAnleihepolitik und die öffentlich - rechtlichen Finanzinstitute derGemeinden unterstellt werden sollen . Die Führer der pri -baten Wirtschaft , die offen auf eine wahllose Privatisierungder städtischen Werke hinarbeiten , wittern Morgenluft . Auf>7em Wege über die staatliche Finanzkontrolle soll durch Kre -

ditverweigerung namentlich auch die Wirtschaft der öffent -
lichen Hand zur Strecke gebracht werden . Die Gefahr einerPrivatisierung und Jnternationalisierung von kommunalen
Versorgungsbetrieben ist unmittelbar akut . Diese Dinge ha -ben nichts mehr mit beobachteten Unzulänglichkeiten innerhalbder Wirtschaft der öffentlichen Hand zu tun , Fragen , die sehrwohl im Rahmen der Selbstverwaltung geprüft und gelöstwerden können , namentlich die, ob nicht etwa eine allzu starkeAusweitung des Aufgabenkreises der Kommunen auf demGebiete wirtschaftlicher Betätigung eine Änderung ihrer Ver -
waltungspraxis erfordert .

Dagegen bedeutet die zwischengemeindliche Zusammenarbeitauf dem Gebiet der Anleihepolitik , für welche in erster Liniedie großen kommunalen Spitzenverbände den Exponenten dar¬stellen , eine noch sehr entwicklungsfähige Form interkommu »naler Lebensgestaltung . Eine solche Form muß sich aber , in -soweit sie sich anschickt, ein die Kommunen zusammenfassen¬der eigener Selbstverwaltungskörper zu werden , aus demfreien Willen der Beteiligten zwanglos entwickeln und ihrZuständigkeitsgebiet von vornherein scharf begrenzen . Dabeidarf im Interesse der Erhaltung der kommunalen « elbstver -
waltung , die in der Gewachsenheit jeder Kommune ihren na -türlichen Grund und darin ihre Wesensverschiedenheit gegen -über jedem anderen Verwaltnngskörper auch jedem anderenals Selbstverwaltungskörper etwa aufgezogenen spitzenver -band hat , nicht vergessen werde » , daß die kommunalen Spitzen -verbände ein Produkt der Kommunen sind , aus ihrem Willengeworden mit der Aufgabe , die Gesamtinteressen kommunalerArbeit zn wahren .

In erster Linie werden die Beschlüsse dieser Spitzenverbändeeine moralische Bedeutung derart für sich beanspruchen müs -sen , daß sie sich innerhalb der kommunalen Organe der ein -zelnen Kommunalverwaltung praktisch auswirken . Dabeiwird es dem Drang der Verhältnisse und der Entwicklungüberlasten bleiben müssen , ob die Spitzenverbände darüberhinaus geeignet sind , die Finanzwirtschaft der Kommunen aufentscheidenden Gebieten , etwa demjenigen der AnleiHepolitikund der Rechnungsprüfung , bindend für die Gemeinden fest¬zulegen und damit deren Selbstverwaltungsrecht zu beschnei -den . Wertvolle zwischengemeindliche oder ÜbergemeindlicheArbeit wird für bankmäßige Manipulationen der Gemeinden ,fo jetzt zum Zwecke der Konsolidierung kurzfristiger Kom¬munalkredite geleistet werden können . Man weiß , daß dieverfügbaren Mittel der Sparkassen zu einer weitgehendenUmschuldung und zu einer Ablösung kommunaler Schuldenherangezogen werden sollen . Aber auch hier zeigt sich bereitseine Gefahr der Verallgemeinerung kommunaler Maßnahmen ,nämlich die, daß die allzustarke Inanspruchnahme der Spar -kassen für diese Umschuldungsaktion , namentlich wenn sieüber die Girozentralen erfolgt , Mittel für lebenswichtige Auf -gaben des eigenen kommunalen « parkassenbezirks , so nament -lich solche für den Wohnungsbau , vielleicht allzustark ver -knappt . Auch die obligatorische Rechnungsprüfung wird sol-chen Spitzenverbänden unbedenklich überlassen werden können ;stellt sie doch ein Analogon zu der Revisionsarbeit der Spar -kassenverbände gegenüber den Sparkassen dar .
Eine weitere Gefahr droht der kommunalen Selbstverwal -tung von der steuerlichen Seite her . Mit vollem Recht ver - ;weisen alle Abhandlungen über kommunale Verwaltungs - undFinanzreform auf die Zusammenhänge , die zwischen der Art ,des kommunalen Besteuerungsrechts und einer einwandfrei ;arbeitenden Selbstverwaltung bestehen . Sie tun dies zwarvielfach , indem sie in unberechtigter Verallgemeinerung das :derzeitige steuerliche Alimentierungsshstem der Gemeindenfür deren schlechte Finanzwirtschaft verantwortlich machen jnb 'die Wiederherstellung der finanziellen Selbstverantwortlich -kcit der Gemeinden zum Zwecke der Stärkung kommunalenVerantwortungsbewußtseins fordern .

Richtig aber ist/ daß eine Selbstverwaltung ohne ein geeig¬netes Eigenbestenerungsrecht die dauernde Gefahr ihrereigenen Diskreditierung mit sich herumträgt . Dies deshalb ,weil sie in einem solchen Falle nur noch dem Namen nachSelbstverwaltung , der Sache nach aber Auftragsverwaltungist, allerdings mit dem einen Unterschied , daß die Kommunezur Eigenverantwortung für die Ausführung der Anordnun -gen der Auftragsverwaltung herangezogen wird . In dieserverhängnisvollen Entwicklung sind wir - schon ganz bedenklichweit vorwärts geschritten , und es ist ein Kampf um die kom-munale Selbstverwaltung schlechthin, der jetzt wegen des
Eigenbesteuerungsrechls der Gemeinden geführt wird .

Zur Stärkung ihrer Stellung in diesem Kampf sind dieKommunen , jede für sich, und sind die kommunaleil Spitzen -verbände verpflichtet , immer wieder darauf hinzuweisen , daßman die Kommunen und mit ihnen das Institut der Selbst -Verwaltung nicht verantwortlich für Erscheinungen machenkann , die ihren Grund haben in den zahlreichen , den Kom -mnnen staatlicherseits übertragenen und vielfach nicht gedeck-ten Pflichtaufgaben , und die namentlich ihren Grund habenin ungeeignete » Gemeindesteuertype » . Man kann jede Ver -
wallungsresorm auch die Selbstverwaltung , unpopulär , jageradezu verhaßt machen , wenn man sie mit Steuern aus -stattet , die nach ihrer Art oder dem notwendigen Ausmaß ihrerAnwendung dem Grundsatz der steuerlichen Gerechtigkeit nichtentsprechen . . Der Steuerzahler , den die stark überhöhtenkommunalen Realsteuern und die Sondersteuern vielfach biszur Unerträglichkeit belasten , ist nur zu leicht geneigt , denGrund dafür in jedem Falle in unverantwortlicher kommu -naler Finanzgebarung , als zutreffend namentlich auch in dem
ungerecht und mißstimmend wirkenden Sondersteuern , bei -
spielsweise auf Produktion und Handel , zu sehen , die dieKommunen erheben müssen .

Diese Überlegungen setzen die Bedeutung ins rechte Licht,die im Interesse einer ungefährdeten Selbstverwaltung der
Auswahl eines kommunalen « teuerthps bei der Neuregelungdes Finanzausgleichs zukommt . In welcher Form die neu -
zuschaffende „Gemeindesteuer " der „bewegliche Faktor " inner -
halb der Gemeindefinanzverwaltung das Licht der Welt er -
blicken wird , ist völlig ungewiß und im Regierungsprogrammnoch offen gelassen . Negativ gesehen weiß man , daß das Zu -
schlagsrecht zur Grund - und Gewerbesteuer den an eine solche
Gemeindesteuer zu stellenden Anforderungen sicherlich nicht
gerecht wird . Das Nächstliegende und Berechtigte wäre die
Wiedereinführung des Zuschlagssystems bei der Einkommen -
steurr , etwa wie es in der Vorkriegszeit zum Nutzen der Kom -
munen und ihrer Einwohnerschaft angewandt wurde . Aber

« I



die Verwirklichung dieses ZuschlagsrechtZ wird tit erster fctnk
in Großstädten , wo starke « teuertraft vorhanden ist, beson -
dere Wirksamkeit besitzen, dagegen teilweise problematische
Bedeutung haben für eine große Zahl der mittleren und klei-
neren Städte .

Die Gemeindegetränkestcucr findet ebenso wie die empfoh -
lsne Mietsteuer teilweise lebhaften Widerspruch . Niemand
wird behaupten wollen , daß der Berwaltungskostenbeitrag ,
also die „Kopfsteuer "

, wie sie Bayern erhebt , und wie sie vom
bisherigen Reichssinanzminister vorgesehen war , den gerech-
len „beweglichen Faktor "

, d. h. den Faktor „ausgleichender
Verantwortlichkeit " darstellt , der der „ Freude am Bewilligen ,den schmerz des Mittragens der Lasten , korrigierend zur
Seite setzen"

, oder wie man auch sagt , „das Bewußtsein der
Steuerbelastung in weitesten Kreisen der Einwohnerschaft "
wecken soll. Jedenfalls mutz die Einführung eines fchemati -
sche Verwaltungskostenbeitrags als sozial untragbar bezeich-
net werden .

Der bewegliche Einnahmefaktor der Gemeinden mutz den
berechtigten Finanzbedarf der Gemeinden sicherstellen , die Ge -
samtheit der Bürger umfasse », den sozialen Anforderungen
genügen , ergiebig ausgestaltet werden können und technisch
leicht durchführbar sein .

Selbstverwaltung ist immer Staatsverwaltung , aber sie ist
von der berufsamtlichen Staatsverwaltung durch ihre Rechts -
technik verschieden . Die Selbstverwaltung hat nur eine Staats -
oufsicht zur Kontrolle der Rechtmäßigkeit , nicht der Zweck¬
mäßigkeit der durch die Selbstverwaltungskörper geübten Ver -
waltungstätigkeik . Es ist Pflicht der Selbstverwaltungskör -
per , mit dauernd geschärftem Verantwortungsbewutztsein die
Zweckmäßigkeit ihrer Maßnahmen so sicherzustellen , daß das
im Artikel 127 der Reichsverfassung gewährleistete Recht auf
Selbstverwaltung ungefährdet bleibt .

li ^ ciüscli ^ r Teik
Kadens Staatsvoranscdlag für 1930/31

Der Boranschlag des Innenministeriums
Dem Landtag ist soeben der umfangreiche Voranschlag des

Ministeriums des Innern zugegangen . Im ordentlichen Haus ,
halt betragen ^ die Jahresausgaben 66 525 100 Ml (mehr
1 322 000 Ml ), die Jahreseinnahmen 39 411 200 Ml (mehr
1535120 Ml ) . Somit beziffern sich die Mehrausgaben auf
27 113 S00 Mi .

Die Hauptposteu in den Ausgaben sind folgende : Bezirks -
Verwaltung 8 846 300 Ml (mehr 97 600 Ml ), Polizei und Gen¬
darmerie 21 133 100 Ml (mehr 160 300 Ml ) . Da der Beitrag
des Reiches an die Länder zu de» Kosten des polizeilichen
Schutzes von 200 auf 195 Millionen Reichsmark ermäßigt wor -
den ist, beträgt der Reichsanteil 7 766 000 Ml , somit 88 780
Reichsmark weniger als bisher . Die Gemeinden leisten einen
B̂eitrag von 3,4 Millionen ; bedeutend sind ferner die Anforde -
rungen für die Wohlfahrtspflege mit 17 604 500 Ml ; das sind
806 000 Ml mehr ; Heil - und Pflegeanftalten 7,3 ( weniger
137 000 ) Will . Reichsmark , Badanstalten 1060 000 Ml (mehr
77 000 Ml ) . Für Landwirtschaft und Ernährung sind

-5 875 000 Ml vorgesehen , gegen bisher 419 200 Ml mehr .
Im außerordentlichen Haushalt stellen sich die Gesamtaus -

gaben auf 2 774 400 Ml , die Gesamteinnahmen auf 1 035 500
R̂eichsmark . mithin ist eine Mehrausgabe von 1 738 900 Ml zu
verzeichnen .

Die außerordentlichen Aufwendungen sind auf das äußerste
-Matz beschränkt . Zur Aufrechterhaltung des das Land Baden
berührenden Luftverkehrs sind wiederum 150 000 Ml ausge¬
worfen . Bei der zu erwartenden Räumung Kehls durch die
.Franzosen werden u . a . die drei reichseigenen Wohnhäuser Ecke
Tulla - und tzermann -Dietrich -Straße , die sich zur Unterbrin -
gung des Bezirksamtes eignen , frei . Ihre Überlassung an das
!Land ist beim Reichsminister für die besetzten Gebiete bean -
tragt . Ein Neubau ist dadurch entbehrlich geworden ; die Ge -
bäude müssen aber , ihrer künftigen Bestimmung entsprechend ,
in grötzerem Umfange umgebaut werden , wobei mit einem ge-
schätzten Aufwand von 140 000 Ml zu rechnen ist. die im Etat
eingestellt sind . Das seitherige Bezirksamtsgebäude ist um
230 000 Ml an die Deutsche Reichsbahn -Gesellschaft verkauft
worden .

Aus den Mitteln des Grenzfonds 1928 stehen 165 000 Ml
zur Verfügung , die zur Behebung wirtschaftlicher und kulturel .
ler Notstände im Grenzgebiet verwendet werden . Zur Erneue -
rung der Dampfkesselanlage in der Heil - und Hflegeanstalt
Emmendingen (Kostenaufwand 700 000 Ml ) sind als erste
Rate 300 000 Ml vorgesehen . Für den alsbaldigen Ausbau
>nd die innere Einrichtung des immer noch im Rohbau stehen -
-en Krankenhauses M . H . 2 in der Anstalt bei Konstanz wird
»er Betrag von 82 000 Ml angefordert . Der Neubau emes
Kangohauses für die Badanstalten in Baden - Baden erscheint
Mit der III . Rate (45 000 Mk ) im Voranschlag . In der bis -
herigen Fangoabteilung des Friedrichsbades sollen Einzelther -
lnalbäder eingebaut werden , und zwar soll damit zunächst auf
einer Seite begonnen werden . Dafür sind 60 000 JVYl vozDe -
sehen . Als Beitrag des Landes zu dem Aufwand für die Er -
Weiterung des Landessolbades Dürkheim ist der Betrag von
100 000 Ml bestimmt . Unter dieser Bedingung will auch das
Reich Mittel bereitstellen . In Frage kommt etwa noch ein
Darlehen von der Landesversicherungsanstalt Baden für den
genannten Zweck .

An Zuschüssen für die wertschaffende Arbeitsloseufürsorge
sind insgesamt 585 100 Ml eingesetzt , zur Ausbildung der Be¬
triebsräte werden 10 000 Ml verlangt . Der Badische Verkehrs -
verband E . V . erhält wie im Vorjahre einen antzerordentlichen
Beitrag von 10 000 Ml . Die Fortführung der Gemeinde -
finanz - und -schuldenstatistik erfordert 40 000 Ml . Hierzu lei¬
stet das Reich einen Beitrag von 36 700 Ml . Für Bearbeitung
der kommenden Volkszählung , deren Kosten die Länder zu
tragen haben , find 120 000 Ml eingestellt . Das Statistische
Landesamt wird sich an der Wanderausstellung der Deutsche, »
Landwirtschaftsgesrllschaft in Mannheim 1932 beteiligen . Um
dies vorzubereiten , werden ihm 5000 Ml zur Verfügung ge¬
stellt . Für Siedlungen badischer Bauern im Osten des Rei -
ches sind 7000 Ml , im Lande Baden selbst 3000 Ml , also zu¬
sammen 10 000 Ml vorgesehen , was ausreichend erscheint , da
noch Mittel aus den Jahren 1928/29 vorhanden sind . Zur Er -
Werbung eines Dienstgebäudes sür das Weinbauinstitut in
Freiburg werden 380 000 Ml angefordert . Der Reichsminister
für Ernährung und Landwirtschaft hat zu den Kosten eine
Beihilfe von 150 000 Ml in Aussicht gestellt .

Unter den Einnahmen figurieren die Heil - und Pflege -
anstalten mit 5,8 Millionen (mehr 616 000 Ml ), die Bad -
anftalten mit 1 Million (mehr 84 000 Ml ) .

Der Boranschlag der Wohnungsfürsorge für 1930/31 schließt
in Einnahmen und Ausgaben mit 22 519 000 Ml ab (rund
200 000 Ml weniger ).

Im Haushalt des Ministeriums des Innern für 1930/31
sind insgesamt 6873 Stellen für planmätzige Beamte vorge -
sehen , das bedeutet eine Verminderung « m 19 Stellen . Die
Zahl der außerplanmäßigen Stellen hat sich um 12 auf 251
verringert .

Zum Boranschlag des Staatsministeriums
Von der Presseabteilung der badischen Regierung wird uns

geschrieben :
In verschiedenen Blättern wird bei der Besprechung des

Voranschlages des Staalsministeriums darauf hingewiesen , daßbei der Berliner Vertretung Badens eine Erhöhung der Be -
amtenzahl eingetreten sei. welche für vier neue Beamte eine
jahrliche Ausgabeerhöhung von 72 420 Ml notwendig mache.Diese Darstellung ist irreführend . Es ist keinerlei Erhöhungder Zahl der Beamten bei der Vertretung Badens in Berlin
erfolgt . Bei dem Betrag von 72 420 Ml handelt es sich um die
persönlichen Bezüge von zwei Reichsratsbevollmächtigten undvon zwei ihnen beigegebenen Referenten , Sie bi^ Ker im Haus¬halt des Finanzministeriums und des Ministeriums des In -nern angefordert waren und aus formalen Gründen auf denEtat des « taatsministeriums übertragen worden sind . Infolge -
dessen kann natürlich auch von einer Ausgabenerhöhung indiesem Punkte nicht gesprochen werden .

Wadiscber Landtag
Der Haushaltsausschuß

setzte am Mittwoch die Beratung über die Denkschrift des Mini -
stermms des Innern über die Bürgschaft des badischen Staatesals Erfordernis für die Verschmelzung der landwirtschaftlichen Gr -
nossenschaften in Baden fort .

Der Antrag des Berichterstatters , die Denkschrift der Regierungzur Kenntnis zu nehmen und diese zu ersuchen, einen entipre -
chenden Gesetzentwurs vorzulegen, wurde mit allen Stimme » bei 3
Enthaltungen (Demokraten und Deutsche Volkspartei ) angenom -meu . Ebenso der Antrag des Berichterstatters , die Regierung zuersuchen, darauf hinzuwirken, daß bei der Abwicklung der in die
Staatsbürgschaft einbezogenen genossenschaftlichen Debitoren grö-
ßere Härten möglichst vermiede» werde», schließlich wurde dervon der Regierung vorgelegte Geseuemwurf über die Bürgschaftdes Landes Baden für eine » Kredit von 900 000 Reichsmark mitallen Stimmen bei 3 Enthaltungen angenommen . Von einer zwei-ten Lesung des Gesetzes soll Abstand genommen werden . Das Ge-
setz wurde für dringlich erklärt .

Ein Antrag der Deutschen Volkspartei, einen Uutersuchungs -
ausschuß einzusetzen, der die Geschäft- der Badischen Bauen,baut
untersuchen soll , wurde einstimmig angenommen .Der Ausschuß trat sodann in die Beratung des Voranschlagsdes Staatsministeriums ein . Kapitel 1 „^ taatsministerium " wurde
nach Vornahme eines kleinen Abstrichs genehmigt.Sodann wurde der Entwurf eines Gesetzes über eine Bürgschaftdes Landes Baden für Darlehen an die Zentrale der landwirt -
schaftlichen Lagerhäuser -AG . in Tauberbischofsheim beraten . Die
Abstimmung über das Gesetz , nach dem die Bürgschaft bis zum31 . März 1930 verlängert werde» soll , ergab die Annahme . Ein
Antrag des Zentrums , einen Vertrauensmann zur Überwachungder Abwicklung der Geschäfte bei der Zentrale der lnndwirtschaft !.
Lagerhäuser AG . in Tauberbischofsheim :» beantragen , wurde
gleichfalls angenommen .

Der Ausschutz beschäftigte sich sodann mit de»i Borauschlag des
Landtags über die Rechnungsjahre 1930/31. Sämtliche Redner
stimmten darin überein , daß der Landtag so sparsam als irgend -
möglich arbeiten solle . Auch die Frage einer Herabsetzung der
Zahl der Abgeordneten wurde besprochen, doch konnte der Aus -
schütz zu positiven Aliträgen noch nicht gelangen , da es sich hierum eine Änderung der Verfassung handle, wofür eine Bolls -
abstimmuug notwendig ist . Einstimmig angenommen wurde ein
Antrag Maier . die Aufwandsentschädigungen der Landtagsabge -
ordneten für die Budgetperiode um 68 000 Reichsmark zu kürzen .
Schlietzlich wurde der Voranschlag des Landtags einstimmig ange -
nommen .

Es folgte die Beratung über den Voranschlag des Rechnung ?-
Hofes . Ein Vertreter der Deutschen Volkspartei fragte an , ob
über die Besetzung des Präsidentenpostens schon eine Entscheidung
getroffen sei . Da ein Minister an der Beratung des Haushalts -
ausschusses nicht teilnahm , mutz die Beantwortung dieser Anfrage
später erfolgen . Auch dieser Voranschlag wurde dann mit allen
Stimmen angenommen .

Wesucd Dindenburgs in IRebl
Wie aus Kehl berichtet wird, wird die Befreiungsfeier für das

Hanauerland in Kehl am 5., 6. und 7. Juli vor sich gehen. Reichs-
Präsident . von Hiudenburg wird zu der Feier , für die der Ge-
meinderat die vorbereitenden Arbeiten in den letzten Tagen vor-
genommen hat . in Kehl anwesend sein . Der Hauptteil der fran -
zösische» Besatzung in Kehl dürfte schon geraume Zeit vor der
Befreiungsfeier das badische besetzte Gebiet verlassen.

Aus der badiscden Landwirtsckatt
Versuchs - und Lehrgut Rastatt . Prinz Lennart von Schwe -

den . der einzige Sohn des bekannten Dichterprinzen Wilhelm
von Schweden und Enkel des Königs von Schweden , ist die -
ser Tage zur weiteren Ausbildung in der Landwirtschaft auf
dem Versuchs - und Lehrgut Rastatt eingetroffen . — Es ist
sehr zu begrüßen , daß die Ausbildung der jüngeren Generation
für den landwirtschaftlichen Beruf auf den Landwirtschafts -
kammerbetrieben in Rastatt hierdurch weitere Anerkennung
gefunden hat . — Es kann an dieser Stelle noch betont wer -
den , daß in der letzten Zeit auch eine Anzahl Landwirte ihre
Söhne zur Ausbildung nach Rastatt geschickt haben , weil sich
immer mehr die Erkenntnis durchringt , wie notwendig neben
dem persönlichen Wissen die Ausbildung in einem gut gelei -
teten , nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten geführten Lehr -
betrieb ist

*
Jnstruktionskurse für Frischmilchlieseranten . Durch den ba -

difchen Molkereiverband Karlsruhe wurden im Einvernehmen
mit der Oberbadischen Milchzentralgenossenschaft Radolfzell
in der ersten Hälfte des Monats Januar 1930 eintägige In -
struktionskurse sür die ini Einzugsgebiet der Milchzentrale
Villingen durch die Oberbadische Milchzentralgenossenschaft Ra -
dolfzell neu aufgenommenen Milchgenossenschaften veranstaltet ,und zwar in den Gemeinden Marbach , Kirchdorf . Klengen ,
Uberauchen , Rietheim , Obereschbach, Mönchweiler , Burgberg ,Weiler , Neuhausen und Pfaffenweiler . Hierzu hat der Ba -
difche Molkereiverband seinen Molkereiinstruktor Steinbauer
beauftragt , der unterstützt wurde durch den Milchkontroll -
beamten der Oberbadischen Milchzentralgenossenschaft Radolf -
zell , Herrn Maier .

ck
Generalversammlung des Persuchsringes Schwarzwald -Kinzig -

tat . Dieser Tage fand in Hausach die zweite Generalversamm -
lung des bäuerlichen Versuchsringes Schwarzwald -Kinzigtal statt .
Sie war von zirka 200 Landwirten und Landwirtsfrauen besucht.
Der Ringleiter , Okonomierat Noe, konnte neben dem Vertreter
des Bezirksamts fast alle Bürgermeister des Bezirks begrüßen .
Nachdem die Tagesordnung abgewickelt war , wurde ein sehr lehr-
reicher Filmvortrag von der Landwirtschaftlichen Beratungsstelle
der J .G .-Farben -Jndustrie über die „Schwarzwaldweiden " gegeben,der großen Beifall fand .

Tagungen
Am kommenden Samstag findet in Heidelberg die Jahres -

Hauptversammlung des Neckarverkehrsverbandes statt , zu der
eine reichhaltige Tagesordnung vorliegt .

Aus der Tandesbauptsradt
„ Neues vom Mond " . Wenn auch die Wissenschast behauptet ,der Mond sei nicht bewohnbar und unbewohnt , so widerspre -

chen wir Karlsruher ihr kühn . Vom 4. bis 6 . Februar wirdder Mond bevölkert sein . Die Mondbewohner sind sogar höchstgastlich und bereiten für uns Gäste von der Erde gemütlicheUnterkünfte .- Ihr Humor läßt nichts zu wünschen übrig . Aber
auch für künstlerische Genüsse wird gesorgt werden . Heitereund ernste Instrumentalmusik wird die Stunden verkürzen ,Reigen , historische Tänze und vor allem Lieder hervorragender
hiesiger Künstler und Künstlerinnen bieten reiche Abwechslung.Ja , im tiefsten Vertrauen : man munkelt von einer Operette .
Mögen sich unsere Mitbürger wenigstens innerlich zur Mond -
reise und zur Wohltätigkeitsveranstaltung des Frauenvinzen -
tiusvereins rüsten . Sie werden nicht enttäuscht werden .

Wetternachrichtendienst der Badischen Landeswetterwarte ,Karlsruhe . Unverändert beherrschte hoher Druck im Osten
unsere Witterung und bringt im ganzen Lande trockenes, neb -
liges Wetter mit Temperaturumkehr in den höchsten Gebirgs -
lagen . Die atlantische Depression ist im Räume südlich von
Island stationär geworden , und sendet nur vereinzelte Teil -
Wirbel nach dem Eismeer . Schon seit Tagen fällt die Grenzeder zyklonalen Warmluft ungefähr mit der Küste Frankreichs
zusammen . Eine Änderung ist vorderhand noch nicht abzu -
setzen . Wetteraussichten : Fortdauer der trockenen, vielfach
nebeligen Witterung , leichte Nachtfröste , tagsüber mild , Ge -
birge Temperaturumkehr .

Ikurze Nacdricbten aus Kaden
bld . Großrinderfeld bei Tauberbischofsheim, 22. Jau . Am Mitt -

woch früh brach hier ein Großfeuer aus , dem vier vollgefüllte
Scheunen und ein Wohnhaus zum Opfer fielen. Als Brandursachewird Brandstiftung vermutet . Der Schaden wird auf etwa 70 000
Reichsmark geschätzt .

DZ . Busenbach (Amt Ettlingen ) , 23. Jan . Altbürgermeister
Kunz voii hier begeht am 26. d . M . seinen 97 . Geburtstag . Er
ist trotz seines hohen Alters noch gesund und rüstig .

b>d. Freilmrg i. Br ., 22. Jan . Eine Anzahl bübischer Vereine
in Rrw Vort trifft bereits Vorbereitungen zu einer großen Ge-
scllschastsreise nach Freiburg und andere» Orten des Breisgaues .
Die Abfährt in New Jork erfolgt am 12 . Juni . Die Rundreise
soll 24 Tage dauern . Viele wolle» aber den ganzen Sommer
in ihrer alten Heimat oder der Heimat ihrer Eltern verbringe».

Gemeinderundswau
Bürgermeisterwahl . In Hugstetten (bei Freiburg ) wurde

mit knapper Mehrheit der bisherige Bürgermeister Karl Risch
wiedergewählt . Er erhielt 204 stimme » , während sein Gegen¬kandidat 192 Stimmen erhielt

Die Durchführung der Kinzigverlegung gesichert . Nach einem
ausführlichen Bericht des Bürgermeisters vor dem Gemeinderat
Kehl über die Schlußsitzung in der Frage der Kinzigverlegung in
Berlin , ist die Durchführung und restlose Finanzierung des Pro -
jekts jetzt endgültig gesichert , so daß also in allernächster Zeit mit
der Inangriffnahme der Arbeit gerechnet werden kann.

Der Bürgerausichuß Griesbach bei Oppenau genehmigte die
Erhöhung der Umlage von 80 auf 95 Reichspfennig. Der Voran -
schlag schließt mit einer Ausgabensumme von fast 210000 Reichs-
mark ab. Dies ist aus den Rückgang der Holzeinnahmen zurückzu»
führen . Der Geländeerwerb für den Bahnbau verschlang 60000
Reichsmark . Ein Teil dieser Summe wurde durch einen Holz-
hieb ausgebracht . Der Fehlbetrag -nutz durch Kapitainufnahme
gedeckt werden . Der Restbetrag für die Bezahlung des Diesel-motors des Elektrizitätswerks muß ebenfalls durch Kapitalauf -
nähme aufgebracht werden.

Abgelehnter Gcmeindcnzusamiuenschluß . Sowohl der Bürger -
ausschuß von Altsimonswald als auch der von Haslachsimonswald
haben die Vereinigung zu einer Gemeinde abgelehnt.

Die Berkehrsgemeiuschaft Hochschwarzwald hielt in Neustadt
(Schwarzw . ) eine Mitgliederversammlung ab, in der zahlreiche
Fahrplanwünsche zur Sprache kamen, ^ o wurde gefordert : Bei¬
behaltung des Eilzugpaares Freiburg —Ulm—Freiburg und Wei-
terführung nach München , Ausdehnung der Verkehrszeit der Sport -
eilzüge im Sommer und im Winter , Ausbau des Eisenbahnver-
kehrs Stuttgart —Villingen —Neustadt—Freiburg , durchlaufende Wa¬
gen zur Höllentalbahn im Verkehr Rheinland—Freiburg , Beschleu-
nigung des Verkehrs auf der Höllentalbahn, Verbesserung des
Verkehrs Neustadt —Lenzkirch—Bonndorf und Neustadl—Rötenbach—Löffingen , sowie Neustadt—Bärental —Seebrugg. Postauwver¬
bindung Lenzkirch—Titisee , Spätzug von Freiburg mit Verbin -
dung nach Schluchsee. Weiter wurde in der Versammlung ge-
fordert : Verstärkung der Polizei im Schluchseebaugebietund Preis -
Ermäßigung der Postautos . — Die diesjährige

"
Hauptversamm -

lung der Verkehrsgemeinschaft Hochschwarzwald findet im Aprilin Friedenweiler , die nächstjährige in Lenzkirch statt.
Eisenbahnprojekt Waldshut —Hohentengen—Jesteiten . Der Ar-

beitsausschuß zur Verwirklichung des Eisenbahnprojekts Waidshut— Hohentengen —Jestetten hielt in Waldshut eine Sitzung ab, aufder beschlossen wurde , wegen Errichtung der Bahn nun mit einem
Gesuch an die Reichseisenbahn-Gesellschast , an die Reichs- und
Landesregierungen sowie Reichs- und Landtag heranzutreten . Zu
diesem Zweck wurde eine vom Komiteevorsitzenden ausgearbeitete
Denkschrift benötigt .

4 .6 Millionen Fehlbetrag im Frankfurter Etat . Die Finanz -
kommifsion des Magistrats Frankfurt a . M . hat auf Grund
der Wirtschaftsberichte der einzelnen Ämter festgestellt, daßder Fehlbetrag für das zu Ende gehende Etatjahr 4,6 Mil -
lionen Reichsmark betragen wird . Zur Deckung des Defizits
soll u . a . eine Erhöhung der Gewerbesteuer von 400 auf 460
und eine Erhöhung des Wassergeldes um 5 vorgenommenwerden , und zwar soll die Steuererhöhung rückwirkend beschlos.sen werden .

Dandel und Mirtsckakt
Berliner Devisennotierungen

23 , Januar 22. Januar
Geld Brie» Geld « riet

Amsterdam 10V G . 168.03 168 .37 j 168 .13 168.47
Kopenhagen 10V Kr . 111 .88 112.10 111 .89 112. 11
Italien . . 100 L. 21 .89 21.83 21 .89 21 .93
London . . 1 Pfd . 20 .352 20.392 20.355 20.395
New Uork . 1 D . 4.182 4 .190 4 . 1830 4 .1910
Paris . . 10V Fr . 16.42 16 .46 16 .43 16 .47
Schweiz . IVO Fr . fcv.185 80.945 i 80.81 80.97
Wien 1VV Schilling 58.83 58.95 58.83 58.95
Prag . . . IVO Kr . 12 .374 12 .394 12 .373 12 .393

Maschinenbaugesellschaft Karlsruhe
Die gestrige Gläubigerversammlung .

In der am Mittwoch im Karlsruhe abgehaltenen ersten Glaubt -
gerversammlung der Maschinenbaugesellschaft waren eiwa 150
Gläubiger vertreten . Der Rechtsvertreter der Gesellschaft , der die
Versammlung leitete, Rechtsanwalt Dr. Max Homburger, verwies



»inleitend auf die bereits bekannten Mitteilungen in dem Rund -

schreiben an die Gläubiger nach dem Status vom 8. Januar . Die

Gesellschaft wolle anständig und loyal verfahren und stell- ihren
Gläubigern ihr gesamtes Vermögen zur Verfügung , wodurch bei

vorsichtiger Bewertung der Aktiven die volle Befriedigung der
Gläubiger erwartet werden dürfe. Zu empfehlen sei ein außer-

gerichtlicher Vergleich, da bei gerichtlichen Verfahren erheblich we»
« iger herauskommen würde .

Die Gründe für die bedauerliche Entwicklung des emst so gut
gehenden Unternehmens seien gekennzeichnet in einer Denkschrift»
die vor kurzem dem Reichswirtschaftsrat bei seiner Anwesenheit
in Karlsruhe unterbreitet worden sei : Die Nachwirkungen des

unglücklichen Krieges im allgemeinen , die Drosselung der Ausgaben
für Lokomotivbau, der vordem zu einem erheblichen Teil die
Beschäftigungsgrundlage des Werkes gebildet habe, jetzt aber ganz
weggefallen sei. die Auswirkungen der politischen Grenzverände¬
rungen, dazu die allgemeine Wirtschaftslage und schließlich die
ungünstige Frachtgrundlage. 1924 habe das Unternehmen noch
6 Prozent Dividende verteilen können. 1925 seien bereits 709 000
Reichsmark . 1926 IL Millionen Verlust zu verzeichnen gewesen;
darauf fei die Zusammenlegung des Aktienkapitals von 5 p 2
erfolgt , trotzdem habe 1927 34000 Reichsmark und 1928
über S00 000 Reichsmark Verlust ergeben . Solange irgend mög-
lich. habe die Gesellschaft die Schwierigkeiten zu überwinden ge-
sucht und mit allen Mitteln versucht, Arbeit zu beschaffen, um
das Werk zu erhalten . Selbst bis noch kurz vor der Zahlungsein ,
stellung seien diese Versuche mit der größten Intensität weiter
verfolgt worden, auch mit der Karlsruher Stadtverwaltung , die
sich im höchsten Grade entgegenkommend gezeigt habe. Diese Ver-
Handlungen seien selbst noch bis zum 11 . Januar fortgeführt wo»
den, mit dem Versuch, das Werk zu erhalten und Arbeit und
Interessenten für das Werk zu finden . Diese Bemühungen wür -
den auch auf der Grundlage des vorgesehenen Vergleichs fort »

rt werden. Von den insgesamt 380 Gläubigern mit einer
esamtsumine von 560000 Reichsmark hätten bereits 310 © Ich*

biger mit rund 370000 Reichsmark dem außergerichtlichen Ver-
fahren zugestimmt.

An diese Darlegungen schloß sich eine längere Aussprache an,
in der Dr. Homburger in Beantwortung von Anfragen erklärte ,
daß an eine Liquidation zunächst nicht gedacht, vielmehr ange-
strebt werde, die Gläubiger zu befriedigen und zu trachten, ob
nach dieser vollen Entschädigung noch ein Status des Gesamwer-
Mögens vorhanden sei, der die Fortführung ermögliche . Die
Korderungen der ausgeschiedenen Angestellten wurden mit rund
48 000 Reichsmark beziffert. Ein Gläubiger meinte, daß bei
tinec eventuellen Liquidation höchstens 30 bis 40 Prozent her-
Auskommen würden . Im allgemeinen ergab sich aus der Aus -
spräche der Eindruck , daß man versuchen wolle, das Wert zu er-
halten , wenn Arbeitsgelegenheit möglich sei, und daß allseitig er-
Wünscht werde, in diesem Sinne die Verhandlungen weiterzufüh -
ten . Auch ein Vertreter der Banken erklärte , die Banken wür -
» en von ihren Absonderungsrechten insoweit keinen Gebrauch ma -
Dhen, als die vorgesehene ruhige Abwicklung nicht gestört werde."

Schließlich wurde ein siebengliederiger Gläubigerausschuß ge-
wählt , der den Status eingehend prüfen , btc _ Möglichkeiten der
Wetterführung untersuchen und einer demnächstigen weiteren
Gläubigerversammlung Vorschläge unterbreiten soll. Dieser Gläu »
pigerausschuß setzt sich zusammen aus dem bisherigen Prokuristen
Kimmermann als Vertreter der abgebauten Angestellten, Direktor
Lutz für die Banken, Dr. Kremler (Berlin ) für die Großgeschädig -
»en, ErHardt ( Stuttgart ), Stierte (Mannheim) als größter Wa-
Ungläubiger , Rechtsanwalt vr . Strauß (Karlsruhe ) und Bücher-
Mvisor Göbel (Baden -Baden ) als Vertreter der Kleingeschädigten.

Abgabe von Steuererklärungen für die badische Gewerbesteuer
Die Finanzämter haben vor kurzem zur Abgabe von Steuer -

erklärungen über das Betriebsvermögen für die badische Ge -
Werbesteuer 1929 aufgefordert . Hiernach haben diejenigen
steuerpflichtigen , bei denen der Steuerwert ihres Betriebs -

vermögen ? sich am 1 . Januar 1929 um mindestens 2000 'Ml
gegenüber dem bisher veranlagten Steuerwert erhöht hat , bis

zum 31 . Januar 1930 eine Steuererklärung abzugeben . Durch
diese Verpflichtung wird die Vergünstigung , die der von dem
Meichsfinanzminister angeordnete Verzicht auf die Abgabe einer
Bleichsvermögensteuererklärung 1929 für die Steuerpflichtigen
» edeutet , wieder aufgehoben , da diese nunmehr doch eine Neu -

aufstellung ihres steuerpflichtigen Betriebsvermögens gemäß
den Vorschriften des Reichsvermögensteuergesetzes nach dem
Dtande vom 1 . Januar 1929 vornehmen müssen . Die Handels -
llammer Karlsruhe ist daher bei dem badischen Finanzmini -

jterium dafür eingetreten , daß auch auf die Abgabe der jetzt
Angeforderten Gewerbesteuererklärungen für das Jahr 1929
^verzichtet wird .

Der Berein „Karlsruher Börse". e. V ., hielt am 15 . Januar
feine diesjährige ordentliche Mitgliederversammlung ab. Direktor
Seorg Knorz gab einen Uberblick über das Börsenjahr 1929. Das
Jahr habe keine Besserung der Verhältnisse gebracht, insbesondere
Habs sich die traurige Lage der Landwirtschaft sehr nachteilig in
der Landesproduktenbranche ausgewirkt . Auch die verschiedenen
Gesetzänderungen hatten das reguläre Geschäft sehr erschwert.
Auch vom Spirituosengewerbe sei nicht viel Erfreuliches zu sagen.
Der Weinhandel liege darnieder . Der Weinbau ist bekanntlich
gleichfalls in arge Bedrängnis geraten . Die Winzer haben volle
Keller und der Weinhandel vermag nicht helfend einzugreifen . In
der Brennerei - und der Destillationsbranche haben sich die Preis -

erhöhungen des Monopols ungünstig ausgewirkt . Schädlich ma -
'
che « sich auch die Schieber , Schmuggler und Schwarzbrenner be-
werkbar. Die neue Mindestpreisverordnung würde man für eine
scharfe Waffe in der Hand des Staates gegen Schleuderangebote

unlauterer Herkunft und zur sicheren Versorgung des Publikums
mit einwandfreier Ware erachten, wenn die sogenannten Mindest-
preise schärfer durchgeführt würden . Es wurden als Vertreter
der Abteilung Weine und Spirituosen Nathan Homburg « , Karls -
ruhe , und Albert Baer , Karlsruhe , als Vertreter des Handels
die Herren Carl Eisig , Heilbronn , Artur Herzog, Bruchsal , Emil
Simon , Bretten , und Eugen Wimpfheimer , Karlsruhe , in den
Vorstand gewählt .

Stillegung der Parker-AG . in Dossenheim. Die zu dem ame-
rikanischen Großkonzern gehörige Parker -AG ., Füllfederhalter -
fabrik in Dossenheim bei Heidelberg, stellt, wie das .Heidelb . Tag -
Blatt" erfährt , ihren Betrieb ein und hat bereits ihr technisches
Personal entlassen und dem kaufmännischen Personal zum 1. April
gekündigt. Vorerst bleibt nur noch eine etwa 8 Mann starke Be-
legschaft in der Reparaturenabteilung beschäftigt. Der Anlaß zur
Stillegung ist in Absatzschwierigkeiten zu suchen . — Nach einer
weiteren Meldung will Parker die Füllfederhalterfabrikation
in sämtlichen Ländern außerhalb Amerikas aufgeben , um sich
auf die Herstellung seiner Fabrikate in den Vereinigten Staa -
ten zu beschränken . Die bestehenden Tochterunternehmungen
in allen Ländern außerhalb den Vereinigten Staaten sollen als
Verkaufsorganisationen wie bisher weitergeführt werden .

„I . G . der deutschen Kaliindustrie " . In der deutschen Kali -
industrie ist eine Einigung betr . die Zusammenfassung und
die Absatzorganisation der Kalinebenprodukte erfolgt . Man hat
eine Dach - bzw . Holdinggesellschaft unter der Firma „I . G .
der deutschen Kaliindustrie " mit einem Kapital von 30 000
Reichsmark in Form einer G . m . b . H . gegründet , der die vier
Kalinebenprodukteverbände für Steinsalz , Bittersalz , Brom
und Chlormagnesium unterstellt werden . Im Aufsichtsrat sind
die Leiter der maßgeblichen Kalikonzerne .

Der Zusammenbruch der Bank für Deutsche Beamte . Die
von der Berliner Polizei geführten Ermittelungen in der An -
gelegenhek der vor mehreren Monaten zusammengebrochenen
Bank für Deutsche Beamte , wobei einige tausend Einleger
um ihr ganzes Hab und Gut gekommen sind , haben , den Blät -
tern zufolge , nunmehr dazu geführt , daß gegen einige leitende
Beamte dqr Bank ein Verfahren in die Wege geleitet wurde .
Im Laufe der Ermittelungen ergab sich so viel belastendes
Material , daß einige der Vernommenen vorläufig kestgenom -
men und dem Vernehmungsrichter im Polizeipräsidium vor -
geführt wurden .

Das Patentrecht an den Reißverschlüssen . Mehrere Berliner
und auswärtige Firmen , die im Besitze von Patentrechten an
Reißverschlüssen sind , haben sich zu einer Patenttreuhand -
gesellschast für Reißverschlußfabrikanten zusammengeschlossen .
Die neue Gesellschaft warnt bereits öffentlich vor der Ver -
letzung ihrer Schutzrechte und droht , Fabrikanten , Händler
und gewerbliche Verbraucher , die gegen diese Schutzrechte ver .
stoßen , zivil - und strafrechtlich verantwortlich zu machen . Der
Zusammenschluß beruht darauf , daß gegen die etwa 26 Reiß »
verschlußpatente , die für Deutschland in Betracht kommen , und
gegen die dazu gehörigen Gebrauchsmusterschutzbestimmungen
allerlei Patentverletzungen vorfielen , gegen die die Interessen -
ten sich durch den Zusammenschluß schützen zu müssen glaubten .

Äwatsanzeiger
Bekanntmachung

Umlage zur Gebäudeversicherungsanstalt
für das Geschäftsjahr 1929 .

Die Umlage zur Gebäudeversicherungsanstalt ist für das
Geschäftsjahr 1929 auf 14 von je 100 9M Versicherungs¬
summe festgesetzt worden .

Die Umlage ist in zwei Teilbeträgen zu entrichten , die erste
Rate auf 1 . März 1930, die zweite Rate auf 1 . Juli 1930 ;
beträgt die Umlage 5 M oder weniger , so ist sie binnen einer
Woche in ganzer Summe zu bezahlen . Bei nicht rechtzeitiger
Zahlung der Umlage erfolgt Betreibung .' In der festgesetzten Umlage ist die Reichsversicherungssteuer ,
die von dem Versicherten zu tragen ist , inbegriffen .

Karlsruhe , den 23. Januar 1930.
Der Minister des Innern :

I . Witte mann .

Lotterie .
Dem Wöchnerinnenasyl Luisenheim in Mannheim wird die Er »

laubnis zur Veranstaltung einer Geldlotterie erteilt .
K r l s v übe , den 20. Januar 1930.

Der Minister des Innern :
I . A . : Schwarz .

Lotterie .
Dem badischen Krüppelfürsorgeverein in Heidelberg wurde

die Erlaubnis zur Veranstaltung einer Geldlotterie erteilt .
Karlsruhe , den 20 . Januar 1930 .

Der Minister des Innern :
I . A . : Schwarz .

Losbriefvertrieb .
Der Vereinigung zur Erhaltung der Hansaheime in Mün »

chen wurde die Erlaubnis zum Losbriefvertrieb in Baden er -
teilt .

Karlsruhe , den 20 . Januar 1930.
Der Minister des Innern :

I . A. : Schwarz .

personeller Teil
Ernennungen , Versetzungen, Zurruhesetzungen usw.

der planmäßige« Beamte«
Aus dem Bereich des Ministeriums des Innern

_ , An den Ruhestand versetzt»
Polizeisekretär Franz Fischer in Pforzheim .

Ministerium der Finanzen
Ernannt :

Zum Rechnungsrat Verwaltungsinspektor Josef Müller bei
der Wasser - und Straßenbaudirektion in Karlsruhe ,

versetzt :
Vermessungsrat Wilhelm Rubin in Tauberbischofsheim nach

Waldshut .

Auszug aus den Personalveränderungen des Reichsheeres
(Mit besonderer Berücksichtigung des Wehrkreiskommandos V)

Mit dem 1. Februar 193» werden ernannt :
Generalleutnant Ritter von Leeb, Art .-Führer VIl , zum Kom -

mandeur der 7 . Division , Befehlshaber im Wehrkreis VII
und Landeskommandanten in Bayern ;

die Generalmajore :
Schreiber » Reichswehrministerium , zum Kommandanten von

Berlin ;
Waenker von Dankenschweil , Chef des Stabes des Gruppen -

kommandos 2 und Landeskommandant von Baden , unter
Belassung als Landeskommandant , zum Infanterie -
Führer V ;

Eberth, Art .-Führer V, zum Artl .-Führer VII ;
Liebmann , Kommandeur des Jnfanterie -Regts . 5 , zum Chef

des Stabes des Gruppenkommandos 2 ;
die Obersten :

List, Abteilungsleiter im Reichswehrministerium , zum Kom -
mandeur der Jnfanterie -Schule ;

Roack , Abteilungsleiter im Reichswehrministerium , zum Kom-
mandeur des Jnfanterie -Regiments 15 ;

von Schickfus und Neudorff , Stab des Gruppenkommandos 1,
zum Kommandeur des Jnfanterie -Regiments 15;

Kaupisch, Chef des Stabes der 2. Division , zum Artl .-Füh -
rer V ;

die Oberstleutnante :
Haase , Reichswehrministerium , zum Kommandeur der II .

Abt . Artillerie -Regiment 5 ;
Oßwald , Kommandeur des III . Batls . Jnf .-Regt . 13, zum

Abteilungsleiter im Reichswehrministerium ;
Hahn, Jnf .-Regt . 13, zum Kommandeur des III . Batls . Inf *

Regt . 13 ;
die Majore :

Gabcke , Jnf .-Regt . 15, zum Kommandeur des III . BatlS «
Jnf .-Regt . 15 ;

Roggensack, Sanitätsabteilung 5, zum Kommandeur de*
Fahrabteilung 5 ;

Generalarzt Dr . Stelle , Sanitätsabteilung 5, zum Div .-Arzt
der 1 . Kav .-Division .

Mit dem 31. Januar 1930 scheiden aus :
der charakt . General der Infanterie Ritter von Ruith , Kon«

mandeur der 7. Division und Befehlshaber im Wehr ,
kreis VII , Landeskommandant in Bayern ;

Generalleutnant von Fattenhausen , Kommandeur der Inf .,
Schule ;

die charakt . Generalleutnante :
Fleck, Jnf .-Führer V ;
Frhr . von Schleinitz , Kommandant von Berlin ;

Generalmajor Frhr . von Brandis , Kommandeur des Inf .«
Regts . 15 ;

die Obersten :
Brettner , Stab des Gruppenkommandos 1,
Hoffe, Führer des Kommandos des PionierübungsplatzM

Klausdorf ;
Plamböck , Stab des Artl .-Regts . 1 ;

die Oberstleutnante :
Jakobi , Kommandeur der Kraftfahr -Abt . 3 ;
Steiglehner , Kommandantur Ulm ;
Giesecke , Kommandeur der Fahr -Abt . 5 ;

die Oberleutnante :
Vach, Reiter -Regt . 16 ;
Hettler , Nachrichten-Abt. 5 ;

Leutnant Wünschet , Pionier -Batl . 5.
Mit dem 1. Februar 193« werden versetzt: j

die Oberstleutnante :
Frhr . Treusch von Buttlar -Brandenfel », Stab des Gruppen «

kommandos 2, zum Stab des Jnf .-Regts . 18 ;
Gerhardt , Kommandeur des III . Batls . Jnf .-Regt . 15, in

den Stab des Gruppenkommandos 2 ;
Hintze, Kommandeur der Fahr -Abt. 3, in den Stab de»

Gruppenkommandos 1 ;
die Majore :

v . Chappuis , Kommandantur von Glatz, in den Stab de»
1. Division ;

M >ang , Artl .-Reg . 5, zur Kommandantur der Befestigung
bei Lützen ;

die Hanptleute :
Ritter von Pohl , Reichswehrministerium , i. d. Artl .-Reat . 5 :
Sanne , Jnf . - Regt . 5, als Rittmeister in das Reiter -Regt . 14;von Kalm , Artl .-Reg . 5, zur Kommandantur von Ulm ;

Stabsarzt Dr. Bohrmann , San .-Abt . 5, in die San .-Abt . g.
San .-Staffel Berlin .

Freihändiger

MMllW!zver!aus.
Bad . Forstamt Gerns -

bach, Freitag , den 31. In -
nuar 1930, vormittags 11
Uhr : 567 km Nadelholz -
stämme und -abschnitte.
Losverzeichnisse durch das
Forstamt . Q .66

KtMmhchversteiWW .
Bad . Forstamt Bruchsal

versteigert am Mittwoch,
den 29. Januar 1939» vor -
mittags 9 .39 Uhr, im Gast-
hau ? zum Wolf in Bruch-
sal, aus Domänenwald
Obere Lußhardt u . Eichel-
berg etwa 107 km Rbu . I.
bis IV . Kl . ; 14 km Hbu.,
III .—V . Kl. ; 296 km Ei .,
I .—V . Kl. ; 55 km Erl .,
IV .—V . Kl . ; 26 km Esch .,
III .—VI . Kl . und 34 km
Kan . Papp ., I .—V . Kl.
LoSauSzüge durch d . Forst-
«mit . K.42

O .68. Karlsruhe . Uber
das Vermögen des Kauf -
manns Karl Denner in
Karlsruhe , Erbprinzenstr .
31 , wurde am 13 . Januar
1930, nachmittags 5 Uhr ,
Konkurs eröffnet . Kon -
kursverwalter ist Rechts -
anwalt Dr. Ziegler in
Karlsruhe , Kaiferstr . 124a .
Konkursforderungen sind
bis zum 1 . 3. 1930 beim
Gerichte anzumelden . Ter -
min zur Wahl eines Ver -
Walters , eines Gläubiger -
ausschusses , zur Entschlie -
ßung über die in § 132
der KonkurSordnung be¬
zeichneten Gegenstände ist
am : Dienstag , den 18. Fe -
bruar 1930, vormittags S
Uhr, und zur Prüfung der
angemeldeten Forderun -
gen am : Dienstag , de » 11.
März 1930, vormittags 9
Uhr, vor dem Amtsgericht
Karlsruhe , Akademtzstr . 4,
3 . Stock, Zimmer Rr . 234.
Wer Gegenstände der Kon¬

kursmasse besitzt oder zur
Masse etwas schuldet , darf
nichts mehr an den Ge -
meinschuldner leisten . Der
Besitz der Sache und ein
Anspruch auf abgesonderte
Befriedigung daraus ist
dem Konkursverwalter bis
1 . März 1930 anzuzeigen .

Karlsruhe , 22 . 1 . 1930.
Geschäftsstelle des Amts ,

gerichts A 10.

O .67. Karlsruhe . Uber
das Vermögen der Han -
dels- und Gewerbebank in
Karlsruhe , Friedrichsplatz ,
wurde heute nachmittag ,
5 Uhr, das Vergleichsver -
fahren zur Abwendung
des Konkurses eröffnet .
Zur Vertrauensperson
wurde Rechtsanwalt Dr.
Raphael Strauß in Karls -
ruhe , Ritterstr . 3, bestellt .
Der Handels - und Gewer -
bebank wurde allgemein
verboten , üb . Vermögens -
stücke ohne Zustimmung

der Vertrauensperson zu
verfügen . Termin zur Ver -
Handlung über den Ver -
gleichsvorfchlag wurde be -
stimmt auf : Dienstag , den
18. Februar 1930, nachm.
4 Uhr, vor dem Amtsge -
rieht Karlsruhe , Akademie¬
straße 4 , 2 . Stock , Zimmer
Nr . 131. Der Vergleichs -
antrag und dessen Unter -
lagen liegen zur Einsicht
der Beteiligten auf der
Geschäftsstelle des Amts -
gerichts auf .

Karlsruhe , 21 . 1. 1930.
Geschäftsstelle des Amts -

gerichtS A 3.

Schopfheim . Q .65
Güterrechtsregisterein -

trag Bd . I S . 364 : Gott -
stein, Reinhard , Fabrik-
arbeiter in Wehr , u . Anna
geb. Malnati . Vertrag v .
10. Dezember 1929. Gü -
tertrennung .

Schopfheim , 21 . 1 . 1930.
Bad . Amtsgericht .

Bekanntmachung .
Die Bekanntmachung vom

11 . d . M . über Anordnung
der Nachlaßverwaltung üb .
den Nachlaß des Jngeni -
eurs Hugo Andriessens
wird zurückgezogen . Es ist
lediglich eine Nachlaßpfleg -
fchaft angeordnet . Pfle -
ger ist Rechtsanwalt Dr.
Figlestahler in Karlsruhe .

Karlsruhe , 22. 1 . 1930.
Bad . Rotariat S O .68

— als Nachlaßgericht —

WM Landesthealer
Freitag , 24 . Januar 1930

Volksbühne 1

AH 11 . MI
Tragödie von Goethe

Regie : Baumbach
Mitwirkende :

Bertram , Frauendorfer ,
Genter , Quaiser , Rade -
macher, Schreiner , Ziegler ,
Brand , Gemmecke, Graf ,
Herz , Hierl , Höcker, Just ,
Kienscherf , Kloeble , Kühne ,
Landgrebe , Mehner , Müller ,
Priiter , Schulze , v .d . Trenck.

Anfang 19' /, Ende geg. 23

Preise A (0,70—5 XM )

Plätze aller Preisgattungen
sind für den allgemeinen

Verkauf freigehalten .

Samstag , 25 . Januar :
Neu einstudiert : Torquato
Taffo. So .,26 . Jan . : Nach-
mittags : Die andere
Seite . Abends : Figaros
Hochzeit . JmKonzerth. :
Zumerstenmal : . . . Vater

sein dagegen sehr.
Mo .,27 .Jan . : 5. Sinfonie -

konzert.

Feuerwehr -
schlauch -

wageii
Spritzenwagen
Leichenwagen

liefert als Spezialität

3 verschiedene
neue Leichen¬

wagen
sind preiswert abzugeben
Offerte u . Photographie

koetenloe 900

JOSEF GUMZ f
Wagenbauanstalt (gegr. 1879)

Acherfl (Baden)

Druck G . Braun , Kartsruhe
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